
Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 
Der Vorstand beantragt unter Punkt 6 der Tagesordnung, das Bezugsrecht der 
Aktionäre hinsichtlich aus genehmigtem Kapital II ausgegebener Aktien in vier Fällen 
ausschließen zu können (insgesamt bis zu maximal 10 % des Grundkapitals): 
 
1. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um ein 

praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. 

 
2. Der im Rahmen des gesetzlich zulässigen Umfangs beantragte 

Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen (maximal 
10 % des Grundkapitals) gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG versetzt die 
Verwaltung in die Lage, kurzfristig günstige Börsensituationen ausnutzen zu 
können und durch schnelle Platzierung neuer Aktien bei aufzunehmenden 
Investoren einen höheren Mittelzufluss zu erzielen. Bei der Ausnutzung der 
beantragten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss wird der Vorstand den 
Ausgabekurs so festsetzen, dass der Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig 
wie möglich ist. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals werden 
Aktien angerechnet, die während der Laufzeit der Ermächtigung anderweitig 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden (z. B. im Wege der Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals, des bedingten Kapitals oder durch Veräußerung eigener 
Aktien). Diese Anrechnung geschieht im Interesse der Aktionäre an einer 
möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. 

 
3. Es wird ferner beantragt, das Bezugsrecht im Falle einer Kapitalerhöhung 

gegen Sacheinlagen (maximal 10 % des Grundkapitals) ausschließen zu 
können, wenn die neuen Aktien beim Erwerb eines Unternehmens oder einer 
Unternehmensbeteiligung als Gegenleistung eingesetzt werden sollen. Die 
beantragte Ermächtigung versetzt den Vorstand in die Lage, ohne 
Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft kurzfristig für den 
Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen daran zur Verfügung zu 
haben. Die Gesellschaft ist bei dem sich verschärfenden Wettbewerb darauf 
angewiesen, sich bietende Gelegenheiten zur Durchführung strategischer 
Akquisitionen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Die hohen 
Gegenleistungen für den Erwerb von Unternehmensbeteiligungen können u. U. 
nicht in Geld erbracht werden, ohne die Liquidität der Gesellschaft zu 
gefährden. Die Bereitstellung des genehmigten Kapitals II mit der Möglichkeit 
zum Ausschluss des Bezugsrechts stärkt damit die Verhandlungsposition 
unserer Gesellschaft und gibt ihr die notwendige Flexibilität, sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran 
ausnutzen zu können. Die Verwaltung wird das genehmigte Kapital II zum 
genannten Zweck nur dann einsetzen, wenn der Wert der neuen Aktien der 
Gesellschaft und der Wert der Gegenleistung zueinander in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Auf die Höchstgrenze von 10 % des 
Grundkapitals werden Aktien angerechnet, die während der Laufzeit der 
Ermächtigung im Rahmen einer sonstigen Kapitalerhöhung aus genehmigtem 
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Kapital oder bedingtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden, und ferner eigene Aktien, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung von der Gesellschaft unter Ausschluss des 
Bezugsrechts veräußert werden. Die Anrechnung geschieht jeweils im 
Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer 
Beteiligung. 

 
4. Der Vorstand soll schließlich ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine so 
genannte Aktiendividende (Scrip Dividend) zu optimalen Bedingungen 
durchführen zu können. Bei der Aktiendividende wird den Aktionären 
angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der 
Hauptversammlung entstehenden Anspruch auf Auszahlung der Dividende 
ganz oder teilweise als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um neue 
Aktien der Gesellschaft zu beziehen. 

 
Die Durchführung einer Aktiendividende kann als echte Bezugsrechtsemission, 
insbesondere unter Beachtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 AktG 
(Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe 
des Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist), erfolgen. 
Dabei werden den Aktionären nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten. 
Hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine 
ganze Aktie nicht erreicht oder diesen übersteigt, sind die Aktionäre auf den 
Bezug der Bardividende verwiesen und können insoweit keine Aktien zeichnen. 
Es ist weder ein Angebot von Teilrechten vorgesehen, noch die Einrichtung 
eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Da die Aktionäre 
anstelle des Bezugs neuer Aktien insoweit eine Bardividende erhalten, 
erscheint dies als gerechtfertigt und angemessen. 
 
Allerdings kann es im Einzelfall je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig 
sein, die Gewährung einer Aktiendividende anzubieten, ohne insoweit an die 
Beschränkungen des § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) 
und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei 
Tage vor Ablauf der Bezugsfrist) gebunden zu sein. Der Vorstand soll deshalb 
auch ermächtigt sein, zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, 
unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) 
neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres Dividendenanspruchs anzubieten, 
jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats formal das Bezugsrecht der Aktionäre 
insgesamt auszuschließen. Die Durchführung der Aktiendividende unter 
formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der 
Kapitalerhöhung zu flexibleren Bedingungen. Vor dem Hintergrund, dass allen 
Aktionären die neuen Aktien angeboten werden und überschießende 
Dividendenteilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten werden, 
erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt und 
angemessen. 
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Kassel, im März 2016 
 
Der Vorstand der K+S Aktiengesellschaft 
 

 


